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Schulen in Sachsen-Anhalt:
Bombendrohungen erfordern klare

Sicherheitsmaßnahmen
Das Landesschulamt Sachsen-Anhalt nimmt

Bombendrohungen an Schulen ernst, um die Sicherheit von
Schülern und Lehrern zu gewährleisten.

In Sachsen-Anhalt bleibt die Situation angespannt, da immer
wieder Bombendrohungen an Schulen eingehen. Tobias Kühne
vom Landesschulamt betonte in einem Gespräch mit MDR
SACHSEN-ANHALT die fortwährende Ernsthaftigkeit solcher
Drohungen. Er sagte: „Es geht in erster Linie um Sicherheit, das
muss man ganz klar sagen.“ Diese Aussagen unterstreichen die
Bedeutung des Themas für die betroffenen Schulen. Trotz der
wiederholten Drohungen, die sich oft als harmlos herausstellen,
wird kein Risiko eingegangen.

Die wiederholte Bedrohung an Schulen bringt Unruhe in den
Unterricht und belastet vor allem die Schüler. Kühne hebt
hervor, dass der Unterricht zwar in der Regel schnell wieder
aufgenommen werden kann, dies aber nicht den Stress und die
Verunsicherung mindert, die Schüler erleben. Er beschreibt die
Situation treffend als „perfide“, da die Sicherheit der Kinder
durch solche Drohungen in Frage gestellt wird. „Der Unterricht
fällt aus und das ist immer zum Schaden der Kinder“, fügte er
hinzu.

Drohungen und schnelle Reaktionen

Gerade am Dienstag wurden mehrere Schulen in Sachsen-Anhalt
betroffen. An der kooperativen Gesamtschule Wilhelm von



Humboldt in Halle-Neustadt war eine Droh-E-Mail eingegangen,
die zu einer sofortigen Evakuierung führte. Laut Polizei wurde
das Gebäude gründlich durchsucht, jedoch ohne Ergebnis. Die
Schüler mussten den ganzen Tag zu Hause bleiben, was für viele
Familien zusätzliche Herausforderungen mit sich brachte.

In Magdeburg erhielt die Gemeinschaftsschule Ernst Wille
ebenfalls eine Drohung, die gegen 7 Uhr morgens bei der Polizei
einging. Daraufhin wurden 250 Schüler und Lehrer in einen
nahegelegenen Park evakuiert und warteten dort auf das
Ergebnis der Ermittlungen. Die Polizei gab gegen 9 Uhr
Entwarnung, und der Unterricht konnte mit Verspätung
fortgesetzt werden. Solche Vorfälle zeigen, wie wichtig schnelle
Reaktionsmaßnahmen sowie die Sicherheit der Schüler sind.

Konsequenzen für die Täter

Die rechtlichen Folgen für die Verfasser solcher Drohungen sind
gravierend. Bombendrohungen können sowohl mit Geldstrafen
als auch mit Freiheitsstrafen von bis zu drei Jahren bestraft
werden. Selbst wenn keine Gefahr bestanden hat, kann der
Verfasser strafrechtlich belangt werden. Zudem könnten die
Kosten der Polizeieinsätze auf die Täter umgelegt werden, was
zusätzliche finanzielle Belastungen mit sich bringt.

In Oranienbaum-Wörlitz bei Dessau-Roßlau wurde ebenfalls eine
Gesamtschule bedroht. Diese Entwicklungen sind nicht auf
Sachsen-Anhalt beschränkt, denn auch in Thüringen und
Sachsen gingen ähnliche Drohungen ein. Laut Polizeiaussagen
wird derzeit untersucht, ob die Inhalte in den verschiedenen E-
Mails übereinstimmten.

Das Landesschulamt in Sachsen-Anhalt hat Eltern in solchen
Situationen geraten, Vertrauen in die Schulen und die
Einsatzkräfte zu haben. Die Fortführung des Unterrichts steht
stets im Vordergrund, auch wenn die Sicherheit der Schüler zu
jedem Zeitpunkt gewährleistet sein muss. Es bleibt abzuwarten,
ob und wie sich diese Drohungen auf das Vertrauen von Eltern



und Schülern in die Schulen auswirken werden.

Der Schulalltag ist durch solche Vorfälle erheblich gestört. Eltern
und Schüler sehen sich möglicherweise einem dauerhaften
Gefühl der Unsicherheit gegenüber. Die Angst vor weiteren
Drohungen könnte zu einem tiefgreifenden Wandel im
Schulumfeld führen, wenn die Sicherheitslage nicht bald
stabilisiert werden kann. Schulen müssen ihr Augenmerk auf
präventive Maßnahmen und die Emotionalität der Schüler legen,
um die Lernumgebung zu schützen und das Vertrauen in die
Schulordnung wiederherzustellen.

Die wiederholten Bombendrohungen an Schulen in Sachsen-
Anhalt und den angrenzenden Bundesländern werfen nicht nur
Fragen zur Sicherheit in Bildungseinrichtungen auf, sondern
auch zur Hilflosigkeit der Behörden im Umgang mit solchen
Bedrohungen. Die Situation bleibt angespannt, da trotz der
häufigen als harmlos erwiesenen Drohungen die Angst bei
Schülern, Eltern und Lehrkräften anhält. Ähnlich war die Lage im
Jahr 2011, als in Deutschland eine Reihe von Bombendrohungen
an Schulen und öffentlichen Einrichtungen verzeichnet wurde –
ein Muster, das sich jetzt zu wiederholen scheint. 

Gesellschaftliche Auswirkungen von
Drohungen

Die gesellschaftlichen Auswirkungen solcher Vorfälle sind
erheblich. Neben der unmittelbaren Gefährdung der Sicherheit
führt eine solche Bedrohung zu großem Stress und Unsicherheit
unter den Schülern. Der Unterricht ist oftmals unterbrochen, und
die Kinder müssen im besten Fall mit dem Gefühl leben, dass die
Schule ein sicherer Ort ist. Das Landesschulamt hebt hervor,
dass die psychischen Konsequenzen für Kinder, die solche
Situationen miterleben, nicht zu unterschätzen sind. In den
letzten Jahren hat sich die Debatte über die psychische
Gesundheit von Schülern intensiviert. Lehrer und
Schulpsychologen sind gefordert, adäquate Methoden zur
Bewältigung solcher Stresssituationen zu entwickeln und den



Schülern zu helfen, mit Ängsten umzugehen. 

Eine Umfrage des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF) von 2022 zeigte, dass etwa 30 % der Schüler
angaben, sich in ihrer Schule unsicher zu fühlen. Dies hat nicht
nur Auswirkungen auf das Lernen, sondern auch auf die soziale
Entwicklung. Schulen müssen sich verstärkt mit diesen
Herausforderungen auseinandersetzen und Schutzkonzepte
entwickeln, um das Sicherheitsgefühl der Schülerinnen und
Schüler zu erhöhen. Engagement der Eltern ist ebenfalls
entscheidend, um Kinder in solchen besorgniserregenden Zeiten
zu unterstützen. 

Reaktionen der Behörden und Schulen

Die Reaktionen auf die Bombendrohungen sind vielfältig: Neben
den physischen Sicherheitsmaßnahmen, die durch
Polizeieinsätze und Evakuierungen erfolgen, wurden auch
präventive Maßnahmen in den Schulen selbst ergriffen. Dazu
gehören Informationsveranstaltungen für Schüler und Eltern
sowie Schulungen für Lehrkräfte zur Erkennung von
Bedrohungssituationen. Die Schulen sind angehalten,
Notfallpläne zu aktualisieren und sicherzustellen, dass alle
Beteiligten über die richtigen Vorgehensweisen im Fall einer
Bedrohung informiert sind. 

Zusätzlich bieten einige Schulen psychosoziale Unterstützung
an, um den Schülern zu helfen, die durch diese Vorfälle
hervorgerufene Angst zu überwinden. Diese Initiativen sind
unverzichtbar, um ein Gefühl der Normalität und Sicherheit
zurückzugeben. Eine enge Zusammenarbeit zwischen Schulen,
Polizei und anderen Fachstellen ist notwendig, um schnell auf
Bedrohungen reagieren zu können und das notwendige
Vertrauen wiederherzustellen. 

Die Debatte um die Sicherheit an Schulen und die Prävention
solcher Vorfälle bleibt in Deutschland ein zentrales Thema. Die
Öffentlichkeit erhofft sich von den Behörden wirksame



Maßnahmen, um die Sicherheit in Schulen zu gewährleisten und
solche Vorfälle in der Zukunft zu minimieren.
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